
Der Antrieb, eine Europäische 
Friedensstrategie zu konzi-
pieren, ist auf den ersten 

Blick einfach erklärt: Es braucht 
konstruktive und systematische 
Vorschläge, damit es nicht nur in 
Europa, sondern auch darüber hin-
aus friedlicher wird.

Dazu gilt es, die gegenwärtige Lage 
von Krieg, Frieden, Gewalt und Kon-
fliktbearbeitung selbstkritisch zu be-
trachten, nach einem europäischen 
Selbstverständnis zu fragen und 
auch danach, was glaubwürdige 
Friedenspolitik eigentlich ausmacht. 
Das sind für die Europäische Frie-
densstrategie neben rechtlichen 
Verpflichtungen auch politischer Re-
alismus, Rechenschaftspflicht und 
umfassende strukturelle Verände-
rungen.

Die Strategie gliedert sich in sieben 
zentrale Abschnitte mit jeweils 
sechs Vorschlägen – insgesamt 
also 42 konkrete Ansatzpunkte für 
eine aktive Friedenspolitik. Inhalt-
lich werden sie von zehn grundle-
genden Prinzipien geleitet.

Aufrüstungsdynamik

In der Ausgangslage beschreibt die 
Europäische Friedensstrategie (Eu-
ropean Peace Strategy, hier zitiert 
als EPS) die weit verbreitete Angst 
vor weiteren Kriegen. Der russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine,    
die verstärkte Aufrüstungsdynamik 
in Europa und der rasche Ausbau 
der chinesischen Nuklearfähigkei-
ten werden dabei als besonders be-
sorgniserregende Entwicklungen 
hervorgehoben.

„Die Aushöhlung von Normen wird 
nicht nur durch offene Ablehnung 
vorangetrieben, sondern auch 
durch selektive Durchsetzung, Dop-

pelmoral und Straffreiheit – Dyna-
miken, die das Vertrauen in Euro-
pas Verpflichtungen sowohl inner-
halb Europas als auch weltweit un-
tergraben haben. Eine glaubwürdi-
ge Reaktion auf diese Krise erfor-
dert mehr als nur rhetorische An-
passungen: Sie verlangt weitrei-
chende politische, institutionelle 
und wirtschaftliche Veränderun-
gen.“ (EPS: 8)

Die Friedensstrategie sieht im An-
gesicht andauernder Kriege, stei-
gender Militärausgaben, hybrider 
Konflikte, der raschen Verbreitung 
von künstlicher Intelligenz und der 
sich verschärfenden Klimaerhit-
zung, dass traditionelle Sicherheits-
konzepte Krisen nicht nachhaltig lö-
sen. „Militärische Mittel können Di-
plomatie, internationales Recht und 
die kooperative Konfliktlösung nicht 
ersetzen. Diese Friedensstrategie 
schlägt erste Schritte für einen 
transformativen Wandel von milita-
risierter Sicherheit hin zu menschli-
cher Sicherheit und einem gewalt-
freien und kooperativen Ansatz zur 
Bewältigung der Ursachen von 
Konflikten vor.“ (EPS: 7)

Sicherheit neu denken

Die Europäische Friedensstrategie 
„stützt sich auf bewährte und er-
probte Instrumente der Friedens-
konsolidierung, darunter zivile Kon-
fliktprävention, Mediation, Dialog-
förderung, Versöhnung und Wie-
deraufbau nach Konflikten. Diese 
Instrumente sind nach wie vor not-
wendig – doch sie reichen nicht 
mehr aus, wenn man sich nicht mit 
den strukturellen Ursachen der Mili-
tarisierung, der wirtschaftlichen 
Ausbeutung und der ungleichen 
Rechenschaftspflicht auseinander-
setzt, die in der Praxis immer wie-

der dazu führen, dass Normen aus-
gehöhlt werden.

Gleichzeitig gelingt es Bildungssys-
temen in ganz Europa bislang nicht, 
die nächste Generation auf die Her-
ausforderungen der Friedensförde-
rung, der Konfliktbewältigung, des 
sozial-emotionalen Lernens, der di-
gitalen Welt, des frühzeitigen Han-
delns in Konfliktsituationen und glo-
baler Verflechtung vorzubereiten. 
Der Mangel an systematischer Frie-
denserziehung, kritischer digitaler 
Kompetenz und Stärkung der Bür-
ger*innenbeteiligung führt dazu, 
dass junge Menschen nicht ausrei-
chend gerüstet sind, um eine Zu-
kunft zu gestalten, die auf Zusam-
menarbeit statt auf Militarisierung 
und Konfrontation basiert. Diese 
Bildungslücke droht, Gewaltkreis-
läufe zu reproduzieren, anstatt sie 
zu durchbrechen.“ (EPS: 9-10)

Die Friedensstrategie setzt sich mit 
Vielfalt auseinander, „anstatt ein 
einheitliches Sicherheitsmodell vor-
zuschreiben. Sie betont, dass alle 
europäischen Staaten – ob atomar 
bewaffnet, in einem Bündnis, neu-
tral oder blockfrei – gemeinsam die 
Verantwortung dafür tragen, das 
Völkerrecht zu wahren, eine Eska-
lation zu verhindern, Rüstungsrisi-
ken zu verringern und zivile Frie-
densansätze zu stärken.“ (EPS: 10)

Prinzipien

Die Europäische Friedensstrategie 
wird von zehn Prinzipien geleitet, 
die den inhaltlichen Rahmen für die 
42 friedenspolitischen Vorschläge 
bilden (EPS: 12–13).

1. Menschliche Sicherheit. „Bei der 
menschlichen Sicherheit stehen 
nicht die territoriale Verteidigung 
oder militärische Überlegenheit im 
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Vordergrund, sondern der Schutz 
der Menschen sowie die sozialen 
und demokratischen Bedingungen, 
die ein Leben in Würde ermögli-
chen: ihre körperliche Unversehrt-
heit, der Zugang zu Nahrungsmit-
teln und Gesundheitsversorgung, 
wirtschaftliche Existenzgrundlagen, 
politische Teilhabe, ökologische In-
tegrität und sozialer Zusammen-
halt.“ (EPS: 7)

2. Aktive Gewaltfreiheit. Der be-
wusste Einsatz moralischer, politi-
scher und sozialer Mittel zur Über-
windung von Ungerechtigkeit und 
ungerechten Strukturen steht im 
Fokus. Das Gegenüber wird weder 
entmenschlicht noch geschädigt, 
sondern es wird kontinuierlicher 
Druck für Veränderung ausgeübt.

3. Ablehnung von Gewalt. Individu-
elle und kollektive Formen der Ab-
lehnung von Gewalt werden aktiv 
unterstützt. Diese umfasst bei-
spielsweise das Verbot zur Andro-
hung oder Anwendung von Gewalt 
gemäß der UN-Charta oder das 
Recht auf Wehrdienstverweige-
rung.

4. Friedliche Konfliktbewältigung. In 
anhaltenden Konflikten sollen alle 
friedlichen Mittel ausgeschöpft wer-
den. Dazu gehören Vermittlung, hu-
manitäre Diplomatie, zivile Schutz-
begleitung, gewaltfreier Widerstand 
oder auch inklusiv gestaltete Dia-
logprozesse.

5. Multilateralismus und Völker-
recht. Stärkung einer inklusiven Di-
plomatie, Einhaltung von Abrüs-
tungsverträgen und Förderung ei-
ner robusten und gleichberechtig-
ten internationalen Rechtsordnung 
zum Schutz der Menschen. Die Re-
chenschaftspflicht für Kriegsverbre-
chen und schwere Menschen-
rechtsverletzungen ist unerlässlich.

6. Demokratie und Transparenz. 
Friedens- und sicherheitspolitische 
Entscheidungen unterliegen einer 
demokratischen Kontrolle, Transpa-
renz und öffentlichen Überprüfung.

7. Zivilgesellschaft und Partizipati-

on. Die wesentliche Rolle zivilge-
sellschaftlicher Akteure bei der Ver-
mittlung von Frieden, Friedensfor-
schung, Frühwarnung oder Frie-
denserziehung wird anerkannt.

8. Inklusiver, feministischer und 
barrierefreier Frieden. Im Einklang 
mit der Agenda der Vereinten Natio-
nen zu Frauen, Frieden und Sicher-
heit (UNSCR 1325) und umfassen-
deren intersektionalen Friedensan-
sätzen muss Sicherheit auf Fürsor-
ge, Gerechtigkeit, Teilhabe und 
Barrierefreiheit ausgerichtet sein.

9. Post- und dekoloniale Perspekti-
ve. Anerkennung struktureller 
Machtungleichgewichte in globalen 
und europäischen Institutionen und 
Neubetrachtung des Sicherheitsbe-
griffs aus einer antirassistischen 
und dekolonialen Perspektive. Dies 
beinhaltet eine kritische und trans-
formative Haltung zu asymmetri-
schen Handelsbeziehungen, öko-
nomischen Abhängigkeiten, 
Waffenexporten oder auch der Poli-
tik des Außengrenzschutzes.

10. Nexus Klima und Frieden. Das 
Verständnis der ökologischen Krise 
als Treiber und Risikomultiplikator 
von Konflikten und Unsicherheit so-
wie der Auswirkungen bewaffneter 
Konflikte auf die Umwelt findet 
sichtbaren Eingang in die Friedens-
politik.

42 Vorschläge

Die 42 Vorschläge der Europäi-
schen Friedensstrategie verteilen 
sich auf sieben Themenbereiche:

I. Zivilgesellschaftliche Friedensin-
frastruktur und gewaltfreie Konflikt-
transformation

II. Umfassende Abrüstung und De-
militarisierung

III. Migration und rechtsbasiertes 
Asyl

IV. Klimagerechtigkeit und Environ-
mental Peacebuilding

V. Digitaler Frieden und Cyberge-
rechtigkeit

VI. Wirtschaftliche Gerechtigkeit als 
ein Fundament für post- und deko-
loniale Friedenspartnerschaften

VII. Partizipation, Transparenz und 
zivile Kontrolle

Je ein ausgewählter Vorschlag aus 
den sieben Themenbereichen soll 
im Folgenden verdeutlichen, wie 
breit die Strategie angelegt ist       
und welche konkreten politischen 
Schritte sie vorsieht. 

1. Zivile Friedensinfrastruktur 
stärken: „Stärkung des Mandats 
und der Rolle lokaler und internatio-
naler ziviler Expert*innen für Frie-
denskonsolidierung mit Schwer-
punkt auf Frühwarnung, präventi-
ven zivilen Maßnahmen, gegebe-
nenfalls Mediation, Konflikttransfor-
mation, Wiederaufbau nach Konflik-
ten, Unterstützung bei der Abrüs-
tung sowie Projekten für einen in-
klusiven Dialog in enger Abstim-
mung mit der lokalen Bedarfsanaly-
se und lokalen Partnern.“ (EPS: 15)

2. Abrüstung vorantreiben: „Den 
Vertrag über das Verbot von Kern-
waffen (TPNW) unterzeichnen und 
ratifizieren oder als ersten Schritt 
zumindest zur Erfüllung seiner posi-
tiven Verpflichtungen hinsichtlich 
Opferhilfe und Umweltsanierung 
beitragen.

Autonome Waffensysteme auf nati-
onaler Ebene verbieten und einen 
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verbindlichen internationalen Ver-
trag aktiv unterstützen, der eine 
sinnvolle menschliche Kontrolle 
über die Anwendung von Gewalt 
gewährleistet.“ (EPS: 19)

3. Migration menschenrechtsba-
siert gestalten: „Militärische und 
paramilitärische Migrationsmaß-
nahmen einstellen und an den Au-
ßengrenzen wieder die uneinge-
schränkte Einhaltung internationa-
ler Rechtsnormen gewährleisten.
Den Zugang zu grundlegenden 
Menschenrechten – insbesondere 
zu Gesundheitsversorgung, Bil-
dung, Wohnraum und Arbeit – un-
abhängig vom rechtlichen Status 
gewährleisten und klimabedingte 
Vertriebene offiziell anerkennen, in-
dem Klimamobilität in Schutzkon-
zepte und Anpassungsplanung in-
tegriert wird.“ (EPS: 21)

4. Klima- und Friedenspolitik ver-
binden: „Ökologische Friedensför-
derung, Klimaanpassung und 
grenzüberschreitende Umweltzu-
sammenarbeit in konfliktgefährde-
ten Gebieten ausbauen und finan-
zieren sowie sicherstellen, dass die 
Klimafinanzierung direkt die Ge-
meinden an vorderster Front er-
reicht, die am stärksten von Krisen 
und Vertreibung betroffen sind.“ 
(EPS: 23)

5. Digitalen Frieden fördern: „Initi-
ierung und Unterstützung globaler 
Vertragsverhandlungen über Cy-
berfrieden und verbindliche Gren-
zen für KI bei den Vereinten Natio-
nen und anderen multilateralen Fo-
ren sowie Gründung einer unab-
hängigen internationalen Organisa-
tion für KI-Governance, die den 
Auftrag hat, menschenrechtsba-
sierte und humanitäre Grenzen für 
die Entwicklung und den Einsatz 
von KI festzulegen, zu überwachen 
und durchzusetzen, einschließlich 
klarer roter Linien für Bereiche, in 
denen Entscheidungen weiterhin 
einem sinnvollen und rechen-
schaftspflichtigen menschlichen Ur-
teil unterliegen müssen.“ (EPS: 26)

6. Koloniale Kontinuitäten auf-
arbeiten: „Die kolonialen Hinterlas-
senschaften sollen durch Wahr-
heitskommissionen und Wiedergut-
machungsmaßnahmen, darunter 
Schuldenerlass, Landrückgabe und 
Gerechtigkeit im Bereich des geisti-
gen Eigentums, aufgearbeitet wer-
den. Ein Schwerpunkt liegt dabei 
auf der Untersuchung globaler 
Machtungleichgewichte sowie 
westlich geprägter Normen und 
Wissenssysteme.“ (EPS: 29)

7. Demokratische Beteiligung 
stärken: „Nationale Friedens- und 
Sicherheitsräte sind rechtlich als 
ständige Gremien mit verbindli-
chem Mitspracherecht einzurichten, 
in denen Vertreter*innen der Zivil-
gesellschaft, der Wissenschaft, der 
Jugend, von Menschen mit Behin-
derungen und marginalisierten 
Gruppen vertreten sind.“ (EPS: 31)
Dieser Auszug von Vorschlägen ist 
nicht als „Alles-oder-nichts“-Paket 
zu verstehen. Fortschritte in einem 
Bereich – ob beim Ausbau ziviler 
Kapazitäten, bei Abrüstung, bei de-
mokratischer Kontrolle oder bei ei-
ner auf Gerechtigkeit ausgerichte-
ten Politik – können auch Fortschrit-
te in den anderen Bereichen poli-
tisch leichter umsetzbar machen.

Unterstützung

Die Europäische Friedensstrategie 
ist als Rahmen für eine aktive Frie-
denspolitik konzipiert. Ihre 42 Vor-
schläge zielen darauf ab, die Si-
cherheitspolitik von einer reaktiven 
Haltung hin zur Prävention zu verla-
gern – weg von militärischen Reak-
tionen hin zu zivilen und kooperati-
ven Ansätzen.

Wer die Strategie oder auch Teile 
davon unterstützt – egal ob als Per-
sonen oder auch Institutionen – 
kann dies per E-Mail an marit.
seyer@krcaustria.at oder unter eu-
ropeanpeacestrategy.eu in dem da-
für vorgesehenen Formular sehr 
gerne bekannt geben. Es geht um 
eine Entscheidung, wie die Strate-
gie abschließend bemerkt: „Ob 
Spaltung und Militarisierung dauer-
haft werden oder ob eine andere 
Zukunft weiterhin möglich bleibt.“

Thomas Roithner, Friedensfor-
scher und Mitarbeiter im Interna-
tionalen Versöhnungsbund.

Marit Seyer, Gründerin und Ob-
frau der Campaign to Stop Killer 
Robots Austria.

Fabian Hämmerle, Vorstandsmit-
glied von ICAN Austria – Kampa-
gne zur Abschaffung von Nukle-
arwaffen.

Webtipp:
europeanpeacestrategy.eu
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Die Strategie wurde von den drei Autor*innen konzipiert, verfasst und ein-
gehendes Feedback wurde koordiniert. Dieser Beitrag enthält Passagen 
aus der Strategie, die hier zum Teil auch wörtlich und indirekt wiedergege-
ben werden, ohne diese immer durch Zitate auszuweisen. Die von der 
englischen Originalfassung hier ins Deutsche übertragenen Zitate wurden 
mit Unterstützung von deepl übersetzt.

Das Projekt „Europäische Friedensstrategie“ wird von der Bertha-von-Sutt-
ner-Stiftung finanziell unterstützt.


